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Zusammenfassung 

In diesem Bericht werden die Ergebnisse des PRO-MOTE-Projekts (Promoting Migrant Opportunities, 

Training and Employment) vorgestellt, das vom CERV-Programm der Europäischen Union finanziert 

wurde. Das Projekt wurde als Reaktion auf die wachsende Besorgnis über die Integration von 

Menschen mit transnationaler Erfahrung, die Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt und das 

politische Klima in Europa ins Leben gerufen und zielt darauf ab, einen pragmatischen, 

evidenzbasierten Ansatz für die wirtschaftliche Inklusion von zugewanderten Menschen und 

Menschen mit Fluchterfahrung zu fördern. Im Rahmen von Arbeitspaket 3 fand am 12. Juni 2025 ein 

Politikdialogforum statt, an dem fast 200 Interessenvertreter:innen und Expert:innen aus ganz Europa 

teilnahmen, um zu untersuchen, wie Menschen mit Zuwanderungsgeschichte von prekären 

"uberisierten" Arbeitsplätzen in stabile, sinnvolle Arbeitsplätze übergehen können. 

Eine interaktive Umfrage, die während des Forums durchgeführt wurde, ergab eine starke 

Unterstützung für eine Politik, die sich an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orientiert, wobei die 

Teilnehmenden die Bedeutung der Anerkennung von Qualifikationen, der Vereinfachung rechtlicher 

Wege und der Förderung von integrativem Unternehmer:innentum betonten. Die Befragten nannten 

auch die wichtigsten Hindernisse für die Integration, darunter ein Missverhältnis zwischen 

Qualifikationsangebot und -nachfrage, Unterschiede bei den Sprachkenntnissen und kulturelle 

Unterschiede. Hochqualifizierte Menschen mit transnationaler Erfahrung und internationale 

Studierende wurden als wertvolle, aber zu wenig genutzte Ressource angesehen, während auch das 

wirtschaftliche Potenzial von Menschen mit Fluchterfahrung und Diaspora-Gemeinschaften 

hervorgehoben wurde. 

Basierend auf diesen Erkenntnissen schlägt der Bericht zehn wichtige politische Empfehlungen vor: 

1. Ermöglichung des sofortigen Zugangs zum Arbeitsmarkt für geflüchtete Menschen und andere 
Schutzsuchende, einschließlich der Unterstützung des Unternehmer:innentums von Menschen mit 
Fluchterfahrung, um die Abhängigkeit zu verringern und eine rasche Integration zu beschleunigen. 

2. Gewährleistung der Rechtsstabilität durch die Schaffung klarer, inklusiver Wege vom 
vorübergehenden Schutz bis zum dauerhaften Aufenthalt, insbesondere für Ukrainerinnen und 
Ukrainer. 

3. Förderung der Ansiedlung von Migrant:innen in von Abwanderung betroffenen Regionen durch 
innovative lokale Initiativen wie Berufsausbildung, internationale Schulen und Programme zur 
Selbstständigkeit. 
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. 

4. Einrichtung leicht zugänglicher, mehrsprachiger One-Stop-Shops, die Unternehmer:innen mit 
Migrationserfahrung rechtlich, administrativ und finanziell unterstützen. 
 
5. Entwicklung und Kofinanzierung von Gründerzentren für Unternehmer:innen mit transnationaler 
Erfahrung unter Nutzung von EU-Mitteln, Unternehmenspartnerschaften und lokaler 
Behördenunterstützung. 
 
6. Förderung der Vernetzung von geflüchteten Menschen und Menschen mit internationaler 
Erfahrung durch kommunal unterstützte interkulturelle Zentren und Peer-geführte Initiativen wie 
„Expats in Business Kraków“. 
 
7. Aufbau eines effektiven Systems zur Anerkennung von Qualifikationen und Kompetenzen nach 
dem Vorbild des deutschen IQ-Programms, um Überqualifikation und Brain Waste zu vermeiden. 
 
8. Einführung beschleunigter Visaverfahren für hochqualifizierte Fachkräfte nach dem Vorbild des 
polnischen Business Harbour-Programms. 
 
9. Unterstützung von Diaspora-Initiativen im Ausland und Anerkennung ihrer Rolle für Entwicklung 
und transnationales Unternehmertum, ähnlich den mexikanischen Heimatverbänden. 
 
10. Erleichterung des Übergangs in den Arbeitsmarkt für internationale Hochschulabsolvent:innen 
durch erleichterte Arbeitsrechte nach dem Studium und Ausweitung der Blauen Karte EU auf alle 
Absolvent:innen europäischer Universitäten. 
 
Zusammen können diese Maßnahmen dazu beitragen, dass Europa über reaktive, fragmentierte 
Ansätze hinausgeht und ein kohärentes, chancenorientiertes Modell der wirtschaftlichen Integration 
von Migrant:innen entwickelt, das sowohl Neuankömmlingen als auch Aufnahmegesellschaften 
zugutekommt. 
 
 

Wichtige politische Empfehlungen 
 
 
 

1. Einleitung: Das PRO-MOTE-Projekt und die Notwendigkeit, die 
sozioökonomische Integration von Menschen mit Zuwanderungs- und 
Fluchterfahrung in Europa zu fördern 

 

Dieser Bericht wurde im Rahmen des PRO-MOTE-Projekts erstellt, das durch das CERV-Programm der 

Europäischen Union finanziert wurde. Das Hauptziel von PRO-MOTE ist es, die Beschäftigung und 

wirtschaftliche Integration von Menschen mit Zuwanderungserfahrung und Geflüchteten in ganz 

Europa zu fördern. Unsere Hauptmotivation ist es, ein unterstützendes Umfeld zu schaffen, das einen 
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offenen Dialog, die Entwicklung von Fähigkeiten, die politische Interessenvertretung und die 

Sensibilisierung fördert. Wir glauben, dass eine erfolgreiche Integration von den gemeinsamen 

Anstrengungen von Menschen mit Migrationserfahrung(en), geflüchteten Menschen und der 

Aufnahmegemeinschaften abhängt, die auf der Achtung der Menschenrechte, der Vielfalt und des 

sozialen Zusammenhalts beruhen. 

Als wir 2023 die Projektidee und den Förderantrag entwickelten, konzentrierte sich die Europäische 

Union weitgehend auf die militärische Aggression Russlands gegen die Ukraine, den daraus 

resultierenden Zustrom von kriegsvertriebenen Menschen in die Mitgliedstaaten und die darauf 

folgende Welle zivilgesellschaftlicher Solidarität. Während wir diesen Bericht im Juli 2025 verfassen, 

ist die Herausforderung einer effektiven Integration jedoch dringender denn je geworden. 

Aufnahmeländer wie Deutschland und Polen zeigen Anzeichen einer Müdigkeit bei der Integration von 

Flüchtlingen, und die wachsende Popularität rechtspopulistischer Parteien, die oft 

einwanderungsfeindliche und sogar fremdenfeindliche Agenden vertreten, stellt zusätzliche 

Herausforderungen dar. 

In diesem Zusammenhang ist unsere Rolle klar umrissen. Als Konsortium aus Wissenschaftler:innen, 

sozialen Aktivist:innen und Arbeitsmarktexpert:innen möchten wir kein übermäßig optimistisches Bild 

von Migration zeichnen. Menschliche Mobilität ist ein komplexes Phänomen, das für 

Aufnahmegesellschaften sowohl Chancen als auch Herausforderungen mit sich bringt. Wie jeder 

tiefgreifende gesellschaftliche Prozess erfordert auch Migration eine verantwortungsvolle Gestaltung 

– durch eine wirksame Migrationspolitik, die die Rahmenbedingungen der Einreise regelt, sowie durch 

eine Integrationspolitik, die es Neuankommenden ermöglicht, ihr Potenzial zu entfalten und einen 

nachhaltigen Beitrag zur Gesellschaft zu leisten. Aus diesem Grund sprechen wir uns für einen 

pragmatischen, evidenzbasierten Ansatz in der europäischen Migrationsgestaltung aus. 

 

Dieser Bericht ist Teil des Arbeitspakets 3 (WP3) des PRO-MOTE-Projekts mit dem Titel Policy Dialogue 

Forum: From "Uberization" to Integration. Wie der Titel nahelegt, wird darin untersucht, wie 

Migrant:innen und Geflüchtete den Übergang von prekären, plattformbasierten Tätigkeiten zu 

stabileren und erfüllenderen Beschäftigungsformen schaffen können. Forschung zur 

sozioökonomischen Integration von Migrant:innen zeigt, dass viele Neuankommende zunächst in 

Sektoren mit geringem Ansehen tätig sind, die von einheimischen Arbeitskräften häufig gemieden 

werden – den sogenannten „3D-Jobs“ (dirty, dangerous, demeaning). In diesem Sinne stellt die 

„Uberisierung“ oft einen naheliegenden Einstieg dar. Erhalten Menschen mit internationaler 
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Erfahrung  jedoch die Möglichkeit, ihre Qualifikationen auszubauen, ihre Arbeitskraft einzubringen 

und ihre Innovationsfähigkeit einzusetzen, können – und sollten – sie auf der sozioökonomischen 

Leiter aufsteigen. 

Ebenso wichtig ist es, die Potenziale der Migration zu erkennen. Viele Menschen mit transnationaler 

Erfahrung bringen wertvolle Fähigkeiten und Qualifikationen mit, die sowohl ihnen selbst als auch den 

Aufnahmegesellschaften zugutekommen können – vorausgesetzt, es bestehen geeignete 

Mechanismen zu ihrer Anerkennung und Nutzung. 

Um erfolgreiche Beispiele wirtschaftlicher Integration zu beleuchten und daraus fundierte politische 

Handlungsempfehlungen abzuleiten, organisierte unser Konsortium am 12. Juni 2025 ein Online-

Forum für politischen Dialog unter dem Titel Von der „Uberisierung“ zur Integration: Wie kann die 

Integration von Migrant:innen in Europa verbessert werden? An der Veranstaltung nahmen fünf 

führende Expert:innen aus Österreich, Kroatien, Italien, Polen und Spanien teil; insgesamt brachte die 

Veranstaltung fast 200 Teilnehmende aus ganz Europa und darüber hinaus zusammen. Unter den 

Teilnehmenden befanden sich politische Entscheidungsträger:innen, Verwaltungsvertreter:innen, 

Wirtschaftsakteur:innen, Wissenschaftler:innen, Studierende sowie engagierte Bürger:innen. 

Gemeinsam diskutierten wir, wie das regulatorische Umfeld für die Beschäftigung und das 

Unternehmertum von Migrant:innen und Geflüchteten verbessert werden kann. Dieser Bericht fasst 

die wichtigsten Ergebnisse und Erkenntnisse der Veranstaltung zusammen, einschließlich der 

Resultate einer interaktiven Online-Umfrage unter den Teilnehmenden. Darauf aufbauend 

formulieren wir zehn zentrale, umsetzbare Politikempfehlungen, um die Integration von 

Migrant:innen und Geflüchteten auf europäischer, nationaler und regionaler Ebene voranzubringen. 

 

2. Die wichtigsten politischen Empfehlungen 

Basierend auf den Präsentationen, Diskussionen und Umfrageergebnissen unseres Forums für 

politischen Dialog haben wir zehn konkrete Politikempfehlungen formuliert, die eine bessere 

wirtschaftliche Integration von Migrant:innen und Geflüchteten in Europa unterstützen sollen. 

 

Empfehlung 1: Die wirtschaftliche Integration von Menschen mit Migrations- 
oder Fluchterfahrung sollte vom ersten Tag an ermöglicht werden 
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Geflüchtete und andere Schutzsuchende, die in Europa internationalen Schutz beantragen, gehören 

zu den besonders vulnerablen Gruppen. Viele sind vor gewaltsamen Konflikten oder langjähriger 

Verfolgung aufgrund von ethnischer Zugehörigkeit, Religion oder anderen Merkmalen geflohen und 

kommen häufig schwer traumatisiert an. Sie benötigen Zeit, um sich zu erholen und ein Gefühl von 

Stabilität sowie psychischem Wohlbefinden zurückzugewinnen. Ihre Aufnahme in Europa erfolgt in 

erster Linie aus humanitären und nicht aus wirtschaftlichen Erwägungen. Entsprechend sollten 

Aufnahmeländer ihre Erwartungen anpassen und nicht von einer unmittelbaren wirtschaftlichen 

Integration dieser Menschen ausgehen. 

 

Allerdings sollte eine auf Geflüchtete ausgerichtete Politik nicht davon ausgehen, dass alle 

Schutzsuchenden gleichermaßen vulnerabel sind oder zwingend an zeit- und kostenintensiven 

Anpassungsprogrammen teilnehmen müssen, die von öffentlichen Stellen organisiert werden. 

Geflüchtete bilden eine sehr heterogene Gruppe – manche möchten unmittelbar nach ihrer Ankunft 

arbeiten. Für viele ist Erwerbstätigkeit nicht nur ein Mittel, nach einer chaotischen Flucht wieder 

Kontrolle über das eigene Leben zu gewinnen und einen Neuanfang zu gestalten, sondern auch ein 

bewusster Bestandteil ihrer Migrationsstrategie. So suchten viele syrische Geflüchtete, die 2015 nach 

Deutschland kamen, so schnell wie möglich eine Beschäftigung. Ihre Motivation war eindeutig: Als 

Vertreter:innen ihrer Familien, die in Syrien oder in Flüchtlingslagern in der Türkei verblieben waren, 

wollten sie in Europa wirtschaftlich Fuß fassen und mit Überweisungen ihre Angehörigen unterstützen 

sowie eine spätere Familienzusammenführung erleichtern. 

Ebenso sollte das unternehmerische Engagement von Geflüchteten im Rahmen des geltenden Rechts 

gefördert und unterstützt werden. Für viele Vertriebene ist die Gründung eines kleinen Unternehmens 

nicht nur eine wichtige Motivation, sondern auch eine zentrale Überlebensstrategie in ihrer neuen 

Umgebung. Wird ihnen die Möglichkeit verwehrt, unternehmerisch tätig zu sein, kann dies zu 

Frustration und zum Verlust des anfänglichen Antriebs und Optimismus führen, den sie in ihr 

Aufnahmeland mitbringen. 

Daher sollte Personen, die unter internationalem Schutz stehen oder einen Antrag auf Schutz 

gestellt haben, der Zugang zum Arbeitsmarkt und zu unternehmerischen Rechten gewährt werden. 

Empfehlung 2: Ein klarer und verlässlicher Weg zu langfristiger rechtlicher 

Sicherheit ist unerlässlich 
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Derzeit stellen Ukrainer:innen eine der größten Gruppen von Nicht-EU-Staatsangehörigen dar, die in 

Europa internationalen Schutz suchen. Mit Stand vom 1. Juli 2025 leben in Europa rund 5 Millionen 

ukrainische Geflüchtete, darunter etwa 1,2 Millionen in Deutschland, 1 Million in Polen, knapp 

400.000 in Tschechien und 250.000 im Vereinigten Königreich. 

Als Reaktion auf die groß angelegte russische Invasion verabschiedete die Europäische Union im März 

2022 – nur wenige Wochen nach Beginn des Konflikts – die Richtlinie über vorübergehenden Schutz. 

Diese gewährte Ukrainer:innen vollen Zugang zu den Arbeitsmärkten und Gesundheitssystemen der 

EU-Mitgliedstaaten sowie für drei Monate Freizügigkeit innerhalb der EU, sodass sie selbst 

entscheiden konnten, wo sie sich niederlassen wollten. Diese schnelle und flexible Reaktion erwies 

sich in der Anfangsphase der Krise als äußerst wirksam und vorteilhaft. 

Mehr als drei Jahre später befinden sich jedoch viele Ukrainer:innen in einer Situation rechtlicher und 

persönlicher Unsicherheit. Zwar wurde die Richtlinie über vorübergehenden Schutz wiederholt 

verlängert – zuletzt bis zum 4. März 2027 –, doch haben viele Aufnahmeländer einen eher passiven 

Ansatz verfolgt und die Verlängerungen lediglich umgesetzt, ohne eine langfristige Perspektive zu 

eröffnen. Viele Ukrainer:innen befürchten daher, dass ihr vorübergehender Status widerrufen werden 

könnte, solange kein klarer Weg in die Zukunft aufgezeigt wird. 

Einige EU-Mitgliedstaaten haben begonnen, dieses Problem anzugehen, indem sie nationale 

Maßnahmen eingeführt haben, die einen Übergang vom vorübergehenden Schutz zu einem stabileren 

Rechtsstatus ermöglichen. So bietet Polen beispielsweise seit dem 1. April 2023 ukrainischen 

Geflüchteten, die wirtschaftlich integriert sind – etwa Personen in Vollzeitbeschäftigung oder mit 

einem eigenen Unternehmen – einen Weg zu einer befristeten Aufenthaltserlaubnis, mit der 

Möglichkeit eines späteren Übergangs in einen langfristigen oder dauerhaften Aufenthalt. Eine 

zentrale Herausforderung bleibt jedoch bestehen: Viele Geflüchtete werden von 

unterhaltsberechtigten Familienangehörigen begleitet – häufig älteren Eltern –, die nicht erwerbstätig 

sein können und daher von diesen Übergangsregelungen ausgeschlossen sind. 

Daher sollten die EU-Mitgliedstaaten darauf hinarbeiten, klare, transparente und inklusive Wege zu 

schaffen, die einen Übergang vom vorübergehenden Schutz zu einem gesicherten Aufenthaltsstatus 

ermöglichen. Diese Wege sollten nicht nur wirtschaftlich unabhängigen Personen offenstehen, 

sondern auch deren unterhaltsberechtigten Familienangehörigen Perspektiven bieten. 
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Ein solcher Schritt ist unerlässlich. Der anhaltende Krieg in der Ukraine macht die Aussicht auf eine 

baldige Rückkehr in die Heimat sehr ungewiss. Gleichzeitig könnten viele Ukrainer:innen in der EU 

ohne Garantien für Rechtsstabilität davon abgehalten werden, in vollem Umfang in ihre 

wirtschaftliche Integration oder in die Entwicklung ihrer Unternehmen zu investieren, da sie nicht 

wissen, ob sie nach dem Auslaufen der Richtlinie über vorübergehenden Schutz bleiben dürfen. 

Empfehlung 3: Regionen mit Bevölkerungsrückgang und periphere Gebiete 
sollten auf kreative, nicht-traditionelle Maßnahmen zurückgreifen, um die 
Ansiedlung und Integration von Menschen mit Migrationserfahrung zu 
fördern. 

Obwohl die Bevölkerung in Europa insgesamt altert, verläuft dieser demografische Wandel auf dem 

Kontinent sehr unterschiedlich. In vielen peripheren und wirtschaftlich benachteiligten Regionen ist 

es zu einer Überlebensfrage geworden, Migrant:innen anzuziehen und dauerhaft zu halten. Diese 

Gebiete stehen jedoch oft in einem Teufelskreis: Ihre wirtschaftliche Fragilität erschwert die Schaffung 

von Arbeitsplätzen, was wiederum Neuankömmlinge abschreckt und den strukturellen Niedergang 

verstärkt. 

Um dieser Herausforderung zu begegnen, haben wir zwei bemerkenswerte Beispiele für innovative 

Ansätze zur sozioökonomischen Integration von Menschen mit Migrationserfahrung identifiziert. 

Der erste Fall ist die Gründung der Lolland International School in Maribo, Dänemark. Lolland ist eine 

periphere Region, die seit dem allmählichen Niedergang ihrer einst florierenden Zuckerindustrie – 

einst das Rückgrat der lokalen Wirtschaft – einen stetigen Bevölkerungsrückgang verzeichnet. In den 

1930er Jahren lebten dort rund 90.000 Menschen, darunter viele Einwanderer aus Polen. Heute ist 

die Bevölkerung auf weniger als 60.000 gesunken, mit einer Dichte von nur 47 Einwohner:innen pro 

Quadratkilometer – weniger als die Hälfte des EU-Durchschnitts von 106. 

Eine neue Chance für die Region ergibt sich durch das Fehmarnbelt-Tunnel-Projekt, eine der größten 

Infrastrukturinvestitionen Europas, das Hamburg in Deutschland mit Kopenhagen in Dänemark 

verbinden wird. Derzeit sind rund 3.000 Arbeitskräfte – überwiegend Migrant:innen – auf der 

Baustelle beschäftigt. Um sie zu ermutigen, sich dauerhaft in der Region niederzulassen, haben die 

lokalen Behörden Dänemarks erste öffentliche internationale Schule mit Englisch als 

Unterrichtssprache eingerichtet, da Dänisch für viele Zugewanderte als schwer zu erlernen gilt. 
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Das zweite Beispiel stammt aus Soria, einer Region in Zentralspanien mit einer der niedrigsten 

Bevölkerungsdichten in Europa – nur 8 Menschen pro Quadratkilometer. In dem Bemühen, das Gebiet 

wiederzubeleben, haben sich die lokalen Gemeinden der alten Tradition der Gewinnung von 

Kiefernharz zugewandt, eine Praxis, die aufgrund ihrer nachhaltigen, biobasierten Eigenschaften in 

der Lebensmittel-, Kosmetik- und Farbenindustrie eine wachsende Nachfrage hat. 

Die Kommunalverwaltungen haben ein Programm aufgelegt, um Migrant:innen in der Gewinnung von 

Kiefernharz auszubilden und ihnen subventionierten Wohnraum bereitzustellen. Die Teilnehmenden 

arbeiten selbstständig und ernten Harz aus kommunalen Wäldern gegen Zahlung einer Abbaugebühr. 

Diese Initiative hat nicht nur eine traditionelle Form nachhaltiger Forstwirtschaft wiederbelebt und 

die lokale Bioökonomie gestärkt, sondern auch dazu beigetragen, neue Einwohner:innen in einem der 

am stärksten entvölkerten Gebiete Spaniens zu gewinnen und dauerhaft anzusiedeln. 

Empfehlung 4: Ein barrierefreier Zugang zu relevanten Informationen stärkt 
das Unternehmertum von Migrant:innen und erleichtert ihre wirtschaftliche 
Integration. 

Ein bemerkenswertes Beispiel für die Unterstützung des Unternehmertums von Migrant:innen – 

insbesondere durch Kompetenzentwicklung und Rechtsberatung – ist das One-Stop-Shop-Modell, das 

im Rahmen des Interreg-Central-Europe-Projekts TASKFORCOME (Transnational Action to Advance 

Skills and Competences for Community Engagement and Social Migrants Entrepreneurship Initiatives) 

entwickelt wurde. 

Interreg-Projekte bieten einen besonders geeigneten Rahmen für solche Initiativen, da sie die 

Zusammenarbeit zwischen Universitäten, NGOs sowie lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 

erfordern. Ziel von TASKFORCOME war es, gründungsinteressierte Migrant:innen durch die 

Einrichtung eines One-Stop-Shops zu unterstützen – einer zentralen Anlaufstelle, die es 

Unternehmer:innen ermöglicht, bei einem einzigen Besuch auf eine breite Palette von 

Dienstleistungen zuzugreifen. 

Im Rahmen des Projekts wurde ein:e spezialisierte:r Berater:in eingestellt, der/die die Kund:innen auf 

Englisch, Ukrainisch und Russisch unterstützt. Zu den angebotenen Leistungen gehören unter 

anderem: 

● Beratung zur Unternehmensgründung und zur Wahl der geeigneten Rechtsform; 
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● Informationen zu rechtlichen und administrativen Verpflichtungen, einschließlich 

Klassifizierungscodes (PKD 2007) 

● Unterstützung bei der Einrichtung eines vertrauenswürdigen Profils (Profil Zaufany) für den 

Zugang zu digitalen Verwaltungsdiensten 

● Beratung zu verfügbaren finanziellen Förder- und Unterstützungsprogrammen 

Der/die Berater:in unterstützte die Kund:innen zudem dabei, sich in den Angeboten anderer lokaler 

Institutionen zurechtzufinden, wie zum Beispiel: 

• Sozialversicherungsanstalt (ZUS): Informationen zu Sozialbeiträgen und 

Arbeitgeberpflichten 

• Arbeitsamt Krakau: Beratung zu finanziellen Fördermöglichkeiten wie Praktika, 

Lohnzuschüssen und Gründungszuschüssen 

• Polnische Patentanwaltskammer: Beratung zu Rechten und Vorschriften im Bereich des 

geistigen Eigentums 

Der Punkt Obsługi Przedsiębiorcy in Krakau verdeutlicht, wie innovative politische Ansätze, die von 

Wissenschaft und Zivilgesellschaft mit Unterstützung der EU entwickelt wurden, erfolgreich 

institutionalisiert werden können. Obwohl das Projekt TASKFORCOME bereits 2021 endete, finanziert 

und betreibt die Stadt Krakau den Dienst weiterhin aus eigenen Mitteln. 

Der aktuelle Standort des One-Stop-Shops in der Zabłocie 22 ist strategisch besonders günstig gelegen: 

nur 20 Meter entfernt befindet sich das Interkulturelle Zentrum Krakau, das ergänzende 

Dienstleistungen für die migrantische Community der Stadt anbietet, darunter Sprachkurse und 

Rechtsberatung. 

Empfehlung 5: Aufbau und Förderung von Gründer:innenzentren zur 
Unterstützung migrantischer Unternehmer:innen 

Gründer:innenzentren und Beschleuniger spielen eine zentrale Rolle bei der Förderung des 

Unternehmertums in ganz Europa. In den letzten Jahren ist die Zahl der Inkubatoren gestiegen, die 

speziell auf die Bedürfnisse von Migrant:innen zugeschnittene Dienstleistungen anbieten. Das 

MIG.EN.CUBE-Projekt (https://site.unibo.it/mig-en-cube/en) identifizierte allein in Italien, Frankreich 

und den Niederlanden mehr als 50 solcher Initiativen. Die meisten boten Mentoring-, Schulungs- und 

Beratungsangebote an, während einige zusätzlich Büroräume oder sogar begrenzte finanzielle 
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Unterstützung bereitstellten. Auffällig ist, dass viele dieser Inkubatoren entweder als öffentlich-

private Partnerschaften oder als private, häufig gewinnorientierte Strukturen organisiert waren. 

Inkubatoren, die Unternehmer:innen mit Migrationserfahrung unterstützen, decken in der Regel drei 

zentrale Förderkategorien ab: 

• Entwicklung überfachlicher Kompetenzen (z. B. Networking, interkulturelles Training) 

• Stärkung geschäftsspezifischer Fähigkeiten (z. B. Mentoring, Business-Training) 

• Unterstützung bei praktischen Anforderungen (z. B. Hilfe bei Förderanträgen oder 

rechtlichen Verfahren) 

Einer der erfolgreichsten und weiterhin aktiven Inkubatoren, der im Rahmen des MIG.EN.CUBE-

Projekts (Stand Juni 2025) identifiziert wurde, ist Forward·INC mit Sitz in den Niederlanden. 

Forward·INC (https://www.newcomersforward.com/) unterstützt Unternehmensgründer:innen und 

fungiert als niederländische ANBI (Public Benefit Organisation), die es Unternehmenssponsoren 

ermöglicht, steuerliche Vorteile zu nutzen. Dieser Status hat es Forward·INC ermöglicht, starke 

Partnerschaften mit Unternehmen wie Citigroup, LinkedIn, Nordian Private Equity und Coca-Cola 

aufzubauen, die sowohl finanzielle Mittel als auch Fachwissen in Form von Mentoring und Schulungen 

einbringen. 

Migrant:innen, die an einer Unternehmensgründung interessiert sind, können sich für zwei zentrale 

Programme bewerben: 

● Forward Digital Entrepreneurship Program: Ein 8-wöchiger Online-Kurs, der die lokale Kultur, 

digitale Fähigkeiten und betriebswirtschaftliche Grundlagen abdeckt. 

● Forward Incubator: Ein 5-monatiges Programm, bei dem 30 Teilnehmende ihre 

Geschäftsideen entwickeln und testen und gleichzeitig ihre Netzwerke erweitern. Jede:r 

Unternehmer:in wird von einer/einem erfahrenen Business-Coach und zwei studentischen 

Berater:innen niederländischer Universitäten unterstützt. 

Allein im Jahr 2024 nahmen fast 1.000 Personen an den Ausbildungsprogrammen von Forward·INC 

teil – 68 % von ihnen waren gewaltsam vertrieben worden. Der Inkubator unterstützte die 

Registrierung von 55 neuen Unternehmen, und seine Community sammelte insgesamt 3,6 Millionen  
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Euro an Finanzmitteln ein (Forward·INC, 2024). Ein weiterer bedeutender Vorteil ist das wachsende 

Alumni-Netzwerk, das derzeit über 4.000 Mitglieder umfasst. Forward·INC organisiert regelmäßig 

Alumni-Veranstaltungen, die den Wissensaustausch, die Zusammenarbeit und das kontinuierliche 

unternehmerische Wachstum fördern. 

Die Einrichtung und Weiterentwicklung solcher Gründerzentren kann durch gezielte steuerliche 

Anreize (z. B. Steuerbefreiungen für Unternehmenspartner aus dem Privatsektor), durch öffentliche 

Unterstützung in Form kostenfreier oder vergünstigter Bereitstellung von Räumlichkeiten sowie durch 

EU-Fördermittel – insbesondere aus dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (2021–2027) – 

vorangetrieben werden. 

Empfehlung 6: Kommunal und regional unterstützte Vernetzungsinitiativen 
zwischen Expats, Migrant:innen und Geflüchteten ausbauen, um Integration 
und interkulturellen Austausch zu fördern 
 
Menschen, die sich neu in einem Land niederlassen, verfügen oft nicht nur über unzureichende 

Fähigkeiten, kulturelle Kompetenzen und finanzielle Ressourcen für die Gründung eines 

Unternehmens, sondern auch über wenig soziales Kapital. In der Regel haben sie nur begrenzte 

persönliche Netzwerke im Aufnahmeland. Sozialwissenschaftliche Studien betonen, dass Erfolg nicht 

allein von starken Bindungen – etwa zu engen Familienmitgliedern oder Freund:innen – abhängt, 

sondern auch von schwachen Bindungen, wie Bekanntschaften, Nachbar:innen oder Kolleg:innen. 

Solche breiteren Netzwerke verbessern den Zugang zu Informationen, schaffen Vertrauen, fördern 

Inspiration und erleichtern den Austausch von Geschäftsideen – Faktoren, die wesentlich zu künftigen 

unternehmerischen Partnerschaften beitragen können. 

Daher sollten Aufnahmeländer – insbesondere Großstädte mit einem hohen Anteil an Migrant:innen 

– ein einladendes Umfeld schaffen und die Vernetzung von Neuankommenden aktiv fördern. 

Interkulturelle Zentren bieten hierfür ideale Rahmenbedingungen. Diese Einrichtungen, die sich häufig 

in kommunalem Besitz befinden, aber gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Akteur:innen wie 

Migrant:innenverbänden verwaltet werden, eröffnen Räume für gemeinnützige Aktivitäten und 

soziale Begegnungen. 

Ein bemerkenswertes Beispiel für eine solche Initiative ist Expats in Business Kraków (EiB), eine 

Basisgruppe mit Sitz in Krakau, Polen (siehe: https://www.facebook.com/groups/896625982541747).  
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Gegründet wurde die Gruppe von Migrant:innen aus Südostasien, die sich erstmals bei einer 

Kulturveranstaltung des örtlichen Interkulturellen Zentrums kennengelernt hatten. Seitdem hat sie 

sich zu einer offenen, integrativen Community internationaler Unternehmer:innen und angehender 

Geschäftsinhaber:innen in Polen entwickelt. Während die Gruppe anfangs überwiegend aus indischen 

und sri-lankischen Mitgliedern bestand, ist sie heute sehr vielfältig und umfasst u. a. Ukrainer:innen, 

Somalier:innen und Lateinamerikaner:innen. 

Die EiB-Mitglieder treffen sich monatlich im Interkulturellen Zentrum. Typische Zusammenkünfte 

beinhalten Geschäftstrainings oder Präsentationen, gefolgt von informellen Gesprächen und 

gemeinsamen Mahlzeiten mit von Mitgliedern zubereiteter internationaler Küche. Darüber hinaus 

betreibt die Gruppe eine Facebook-Seite, auf der Mitglieder ihre Unternehmen präsentieren, Ad-hoc-

Beratung leisten und praktische Tipps austauschen – etwa zur Wahl einer geeigneten Bank für 

ausländische Unternehmer:innen in Polen. Veranstaltungen werden aufgezeichnet und online geteilt, 

sodass auch diejenigen, die nicht persönlich teilnehmen können, eingebunden bleiben. 

Der besondere Wert dieser Initiative liegt nicht nur in der Vernetzung, die sie ermöglicht, sondern 

auch in der gelebten Selbstorganisation. Mit minimaler Anfangsunterstützung ist die Gruppe 

weitgehend autark geworden und funktioniert mit sehr wenig oder ganz ohne öffentliche Förderung. 

Empfehlung 7: Aufbau eines kohärenten, transparenten und ganzheitlichen 
Systems zur Anerkennung von Qualifikationen und Kompetenzen 

Das Missverhältnis zwischen Qualifikationsangebot und -nachfrage sowie die Überqualifikation 

gehören zu den häufigsten Herausforderungen für die erfolgreiche Arbeitsmarktintegration von 

Migrant:innen. Obwohl viele Migrant:innen und Geflüchtete über umfangreiche Berufserfahrung und 

akademische Abschlüsse verfügen, ist es oft schwierig, dieses Humankapital über Grenzen hinweg zu 

übertragen und im Aufnahmeland produktiv einzusetzen. Gründe dafür liegen nicht nur in 

Sprachbarrieren und begrenzten Kenntnissen der Landessprache, sondern auch in erheblichen 

Unterschieden zwischen Bildungssystemen und Karrierewegen. 

In der Folge arbeiten viele Migrant:innen und Geflüchtete in Beschäftigungen, die deutlich unterhalb 

ihres Qualifikationsniveaus liegen. Es gibt zahlreiche Fälle, in denen erfahrene Anwält:innen, 

Chirurg:innen, Pflegefachkräfte oder Hochschulprofessor:innen als Kellner:innen, Taxifahrer:innen  
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oder Hilfsarbeiter:innen tätig sind. Dieses Phänomen – bekannt als Brain Waste – führt nicht nur zu 

persönlicher Frustration und Unzufriedenheit, sondern auch zu Deskilling, also einer allmählichen 

Erosion von Humankapital, das im Arbeitsalltag weder genutzt noch weiterentwickelt wird. Besonders 

paradox ist diese Situation vor dem Hintergrund des akuten Arbeitskräftemangels in spezialisierten 

Bereichen wie dem Gesundheitswesen und der Altenpflege. 

Ein interessantes Modell zur Bewältigung dieser Herausforderung ist das deutsche Programm 

„Integration durch Qualifizierung (IQ)“, das sich an Personen mit Flucht- und Migrationserfahrung 

richtet. Es bietet Erwachsenen Möglichkeiten zur beruflichen Aus- und Weiterbildung, 

Lehrlingsausbildungen in Partnerschaft mit regionalen Unternehmen sowie den Zugang zu 

Hochschulbildung. Grundlage sind eine sorgfältige Bewertung der Bildungsnachweise und 

Berufserfahrungen aus dem Herkunftsland, um die Übertragbarkeit von Kompetenzen zu verbessern 

und eine bessere Abstimmung zwischen vorhandenen und gefragten Qualifikationen zu erreichen. 

Entscheidend ist, dass diese Unterstützung mit intensivem Deutschunterricht kombiniert wird. 

Obwohl das Programm wegen seines hohen Zeitaufwands teilweise kritisiert wurde, zeigt es 

vielversprechende Ergebnisse – insbesondere bei syrischen Geflüchteten, die seit 2015 nach 

Deutschland gekommen sind. Unter jenen, die seit mindestens sieben Jahren in Deutschland leben, 

liegt die Erwerbstätigenquote bei beachtlichen 61 Prozent. Allerdings erfordert das Programm 

erhebliche öffentliche Investitionen, unter anderem für die Schulung von Verwaltungspersonal und 

zusätzliche Stellen, um die gestiegene Arbeitsbelastung in der Verwaltung zu bewältigen. 

Empfehlung 8: Einführung beschleunigter Zulassungs- und 
Anerkennungsverfahren für hochqualifizierte Fachkräfte mit transnationaler 
Erfahrung 

Hochqualifizierte Fachkräfte mit Migrantionserfahrung(en) zählen zu den wichtigsten Zielgruppen der 

internationalen Arbeitskräftemobilität. Sie können in der Regel rasch in den Arbeitsmarkt integriert 

werden und leisten einen spürbaren Beitrag zu den Aufnahmeländern – etwa durch ihre steuerlichen 

Abgaben, ihre Rolle bei der Deckung von Fachkräfteengpässen sowie durch die Stärkung von 

Innovation und Wettbewerbsfähigkeit. Zahlreiche EU-Mitgliedstaaten haben daher gezielte 

Maßnahmen entwickelt, um diese Personengruppe im Rahmen selektiver Einwanderungspolitiken 

anzusprechen. 
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Ein Beispiel hierfür ist das Programm Poland.Business Harbour, das Polen – ein noch relativ neues, 

aber zunehmend bedeutendes Zielland für Migration – im September 2020 ins Leben rief. Anlass 

waren die manipulierten Präsidentschaftswahlen in Belarus und die anschließende Verfolgung von 

Oppositionellen. Ziel des Programms war es, belarussischen IKT-Fachkräften, Start-up-Gründer:innen 

und Tech-Unternehmer:innen die Verlagerung nach Polen zu erleichtern. 

Im Juni 2021 wurde das Programm auf Bürger:innen Georgiens, Russlands, der Ukraine, Moldawiens 

und Armeniens ausgeweitet. Es bot ein beschleunigtes D23-Visum, das den Teilnehmenden und ihren 

Familienangehörigen erlaubte, in Polen zu arbeiten und Unternehmen zu gründen, ohne zusätzliche 

Arbeits- oder Aufenthaltserlaubnisse beantragen zu müssen. Zwischen 2020 und 2023 nahmen rund 

13.500 Fachkräfte diese Möglichkeit wahr, um sich in Polen niederzulassen und beruflich tätig zu 

werden. 

Obwohl das Programm im Januar 2024 aus politischen Gründen offiziell eingestellt wurde, gilt es unter 

Arbeitsmarktexpert:innen weiterhin als ein erfolgreiches Beispiel für eine kompetenzbasierte 

Einwanderungspolitik. 

Empfehlung 9: Förderung und Unterstützung von Diaspora-Initiativen in 
Kooperation mit den Herkunftsländern 

Paradoxerweise liegt eine erfolgreiche wirtschaftliche und gesellschaftliche Integration von 

ausgewanderten Menschen auch im Interesse ihrer Herkunftsländer. Denn wenn Integration im 

Aufnahmeland scheitert und soziale Ausgrenzung die Folge ist, führt dies nicht nur zu Frustration, 

sondern erschwert auch die spätere Rückkehr und Wiedereingliederung im Herkunftsland. Umgekehrt 

zeigen zahlreiche Beispiele, dass Menschen, die im Ausland gut integriert sind, oft eine starke Bindung 

zu ihrer Heimat behalten. Sie können als Tourist:innen, Investor:innen oder transnationale 

Unternehmer:innen wertvolle Impulse geben. 

Daher sollten Staaten mit hoher Auswanderung die Integration ihrer Bürger:innen im Ausland aktiv 

unterstützen und gleichzeitig Wege schaffen, um die Verbindung zum Herkunftsland zu pflegen. Ein 

Beispiel dafür sind die sogenannten Hometown Associations (HTAs), die von der mexikanischen 

Diaspora in den Vereinigten Staaten gegründet wurden. Diese Vereine bringen Menschen aus 

derselben Stadt oder Region zusammen und finanzieren sich über Mitgliedsbeiträge. Sie bieten  
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praktische Unterstützung bei der Integration, etwa durch Sprachkurse, berufliche Qualifizierung, 

Zugang zu Arbeitsmöglichkeiten oder Mentoring für Unternehmensgründungen. 

Viele HTAs schließen sich zu Dachverbänden zusammen, die eine breitere Zusammenarbeit – etwa auf 

Ebene der Bundesstaaten Zacatecas oder Oaxaca – ermöglichen. Sie kooperieren auch mit staatlichen 

Institutionen wie dem Instituto de los Mexicanos en el Exterior (IME), das dem mexikanischen 

Außenministerium zugeordnet ist. 

Bemerkenswert ist, dass HTAs nicht nur Integrationsarbeit in den USA leisten, sondern zunehmend 

auch Entwicklungs- und Wohltätigkeitsprojekte in ihren Herkunftsregionen unterstützen. Ein 

bekanntes Beispiel sind kollektive Überweisungsprogramme, bei denen Diaspora-Gemeinschaften 

Mittel bündeln, um lokale Initiativen in ihren Heimatstädten zu finanzieren. 

Diese Praxis zeigt: Gut gestaltete Diaspora-Politiken, die die Handlungsmöglichkeiten von 

Migrant:innen respektieren, können ein erhebliches Entwicklungspotenzial für Herkunftsländer 

freisetzen. Dieses Modell ist auch für Länder wie Syrien oder die Ukraine im europäischen Kontext 

hochrelevant. 

Empfehlung 10: Übergang internationaler Absolvent:innen in den EU-
Arbeitsmarkt unterstützen 

Laut Eurostat gab es im Jahr 2022 rund 1,66 Millionen internationale Studierende in der Europäischen 

Union. Europas Attraktivität als globales Hochschulzentrum hat in den letzten Jahren deutlich 

zugenommen – zunächst nach dem Brexit, der das Vereinigte Königreich für viele Studierende aus 

Nicht-EU-Staaten weniger zugänglich machte, und in jüngster Zeit aufgrund reduzierter 

Finanzierungsmöglichkeiten sowie restriktiver Visapolitik in den Vereinigten Staaten, insbesondere 

während der Trump-Regierung. 

Internationale Studierende stellen ein wertvolles, aber oft unzureichend genutztes Potenzial für die 

künftige Entwicklung europäischer Gesellschaften und Arbeitsmärkte dar. Viele von ihnen sind jung, 

hervorragend ausgebildet, mehrsprachig und bereits in Teilen mit der europäischen Gesellschaft 

vertraut. Durch ihre Studienzeit kennen sie lokale Kulturen, Rechtssysteme und Erwartungen des 

Arbeitsmarktes – was den Übergang vom Studium in eine berufliche Tätigkeit erleichtern kann. 
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Die Förderung dieses Übergangs durch gezielte Maßnahmen – etwa durch Arbeits- und 

Aufenthaltserlaubnisse nach Studienabschluss, vereinfachte Visaverfahren oder Programme zur 

Arbeitsmarktintegration – würde es den Mitgliedstaaten ermöglichen, demografischen 

Herausforderungen zu begegnen und Qualifikationslücken in zentralen Wirtschaftssektoren zu 

schließen. 

Auf EU-Ebene könnte in diesem Zusammenhang auch eine Weiterentwicklung der Blauen Karte EU 

erwogen werden, die auf alle Absolvent:innen europäischer Hochschulen ausgeweitet wird. Ein 

solches Modell könnte es ermöglichen, nach dem Studienabschluss für einen Zeitraum von 

beispielsweise zwölf Monaten in der EU zu bleiben und Beschäftigungsmöglichkeiten auch in anderen 

Mitgliedstaaten zu suchen. Derzeit gibt es in einigen Ländern bereits nationale Regelungen, die einen 

Verbleib nach dem Studium erlauben. Allerdings fehlen bislang Anreize, die innereuropäische 

Mobilität gezielt zu fördern. 

 

Anhang:  

Ergebnisse der Befragung im Rahmen des Online Policy Forums 

Während des Forums für politischen Dialog führten wir eine Online-Umfrage durch, um die Ansichten 

der Teilnehmenden zur europäischen Einwanderungspolitik und zu Integrationsmaßnahmen besser 

zu verstehen. Insgesamt erhielten wir 30 gültige Antworten von Personen aus Österreich, Kroatien, 

Tschechien, Deutschland, Frankreich, Italien, Malta, Polen und der Ukraine. 

Die Umfrage ist zwar nicht repräsentativ, liefert jedoch wertvolles Feedback und dient als zusätzliche 

Inspirationsquelle für die politischen Empfehlungen des Forums. 

Die Befragung umfasste zehn Fragen, die aus einem Fragebogen des Komitees für 

Migrationsforschung der Polnischen Akademie der Wissenschaften übernommen wurden. Dieser 

Fragebogen war ursprünglich im Auftrag der polnischen Regierung entwickelt worden, um die 

nationale Migrationsstrategie 2025–2030 zu informieren. Da er öffentlich zugänglich ist und aus 

unserer Sicht bei entsprechender Anpassung auch auf EU-Ebene wertvolle Erkenntnisse liefern kann, 

haben wir uns entschieden, ihn in unserer eigenen Erhebung einzusetzen. 
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Die erste Frage befasste sich mit den grundsätzlichen Zielen der Migrationspolitik – sowohl auf EU-

Ebene als auch in den einzelnen Mitgliedstaaten. Konkret wollten wir wissen, was die Hauptmotivation 

für die Rekrutierung ausländischer Arbeitskräfte sein sollte. Die Teilnehmenden konnten dabei nur 

eine Option aus einer Reihe vordefinierter Antworten auswählen. 

Das Ergebnis: 50 % der Befragten gaben an, dass die Einwanderungspolitik in erster Linie auf die 

wirtschaftlichen Bedürfnisse und die Nachfrage des Arbeitsmarktes reagieren sollte (siehe Abbildung 

1). 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 2. Bevorzugte Kategorien von Zuwanderung in die EU 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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adapt to European conditions

An active policy toward the diasporas, encouraging
people of European origin to come to Europe
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Caregivers for the elderly and children

Unskilled manual laborers with low wage expectations
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Anschließend wurden die Befragten gefragt, welche Gruppen von Menschen mit internationaler 

Geschichte ihrer Meinung nach überhaupt gezielt nach Europa angeworben werden sollten. Die 

meistgenannten Antworten betrafen Fachkräfte mit Berufsausbildung, medizinisches Personal sowie 

hochqualifizierte Expert:innen (Abb. 2). 

Bei der Frage nach den wichtigsten Hindernissen für eine gelingende Integration von Menschen mit 

Zuwanderungsgeschichte in Europa nannten die Befragten vor allem Qualifikationsunterschiede, 

unzureichende Sprachkenntnisse der Aufnahmeländer sowie kulturelle Differenzen (Abb. 3). 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung.  

Einige hochentwickelte Volkswirtschaften verfolgen eine selektive Migrationspolitik, die vor allem auf 

die Aufnahme bestimmter Gruppen von Fachkräften abzielt. Vor diesem Hintergrund wollten wir 

wissen, ob solche gezielten Anreize auch in Europa eingesetzt werden sollten – und wenn ja, in welcher 

Form. 
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Lack of knowledge of the national language
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Cultural differences: challenges in teamwork,
communication issues
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Die Befragten nannten dabei vor allem ein beschleunigtes und vereinfachtes Zulassungsverfahren für 

Visa und Arbeitserlaubnisse als bevorzugtes politisches Instrument. Ebenso wurde die Vereinfachung 

von Verfahren zur Anerkennung von Qualifikationen als besonders wichtig hervorgehoben (Abb. 4). 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Anschließend wurden die Befragten nach den Vor- und Nachteilen einer verstärkten Zuwanderung 

nach Europa gefragt. Als größtes Risiko nannten sie die Gefahr der Ausbeutung von Migrant:innen 

durch unfaire Arbeitgeber oder Vermittlungsagenturen. Unter den möglichen Vorteilen wurden 

insbesondere die Schließung von Engpässen auf dem Arbeitsmarkt sowie die Steigerung von 

Kreativität und Flexibilität der Arbeitskräfte hervorgehoben (Abb. 6). 

Abbildung 5. Welche Herausforderungen sehen Sie durch erhöhte Zuwanderung von Arbeitskräften 
in die EU? 
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Yes – housing incentives (e.g., subsidies for a 
mortgage or apartment rental)

Yes – in the form of grants for innovation and starting 
a business

Yes – in the form of a simplified admission procedure 
(fast-track visa or work permit)

Yes – in the form of simplified procedures for 
recognizing qualifications in professions with labor 

shortages

No
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Abbildung 6. Welche Vorteile sehen Sie durch erhöhte Zuwanderung von Arbeitskräften in die EU? 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung.  

Das unternehmerische Engagement von Migrant:innen wird in der öffentlichen Debatte häufig als 

einer der wichtigsten positiven Beiträge von Zuwanderung hervorgehoben. Vor diesem Hintergrund 

fragten wir die Teilnehmenden, ob die nationalen Regierungen spezifische Maßnahmen ergreifen 

sollten, um diese Form der wirtschaftlichen Aktivität zu fördern. 

Die Mehrheit der Befragten betonte die Notwendigkeit, Gründer:innen und Investor:innen bessere 

Rahmenbedingungen zu bieten – etwa durch Wohnmöglichkeiten und flexiblere  

0,00% 10,00%20,00%30,00%40,00%50,00%60,00%70,00%80,00%

Labor dumping – working below wage levels 
acceptable to local workers

Exploitation of foreigners, violation of their labor
rights, and taking advantage of their weaker bargaining

position

Activities of organized criminal groups involved in
smuggling and human trafficking

Growing conflicts between foreigners and locals in the
workplace
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Aufenthaltsregelungen, auch für Personen, die ihr Unternehmen erst kürzlich gegründet haben und 

noch kein hohes Einkommen erzielen. 

Darüber hinaus hoben die Befragten die Bedeutung von maßgeschneiderten Dienstleistungen der 

öffentlichen Verwaltung hervor, darunter der Zugang zu zentralen Informationen über Vorschriften, 

Steuern und verwandte Themen in mehreren Sprachen (siehe Abb. 7). 

Abbildung 7. Wie sollten internationale Gründer:innen in der EU unterstützt werden? 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Da Qualifikationsunterschiede als größtes Hindernis für eine erfolgreiche wirtschaftliche Integration 

identifiziert wurden, fragten wir die Teilnehmenden, wie die Fähigkeiten und Kompetenzen von 

Migrant:innen besser genutzt werden können (siehe Abb. 8). 

Die Befragten betonten insbesondere, dass ein öffentliches System zur Überprüfung und 

Anerkennung von Qualifikationen deutlich effizienter und zugänglicher gestaltet werden sollte. 

Abbildung 8. Wie können die Kompetenzen von Migrant:innen in Europa besser anerkannt und 
eingesetzt werden? 
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proficiency, access to interpreters and forms in English)

 Introduce preferential access to long-term EU resident
permits (or visas and other forms of residence rights)
for foreigners investing in Europe (e.g., in the case of…

Introduce easier access to credit (e.g., government
guarantees) or innovation grants in key sectors of the

EU economy (e.g., AI, pharmaceuticals, etc.)
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Quelle: Eigene Darstellung.  

Laut Eurostat gab es im Jahr 2022 rund 1,66 Millionen internationale Studierende in der Europäischen 

Union. Die Attraktivität Europas als Hochschulstandort hat seit dem Brexit sowie zuletzt aufgrund von 

Mittelkürzungen für die Hochschulbildung in den Vereinigten Staaten während der Trump-Regierung 

deutlich zugenommen. 

Internationale Studierende stellen ein wichtiges Potenzial für die künftige Entwicklung europäischer 

Gesellschaften und Arbeitsmärkte dar. Daher fragte unsere Umfrage, welche Maßnahmen ergriffen 

werden sollten, um ihren Übergang vom Studium in den europäischen Arbeitsmarkt bestmöglich zu 

unterstützen. 

Zu den am häufigsten genannten Antworten gehörten die Erleichterung des rechtmäßigen Aufenthalts 

in der EU nach Studienabschluss sowie die Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 

Wirtschaft, um internationale Hochschulabsolvent:innen langfristig in Europa zu halten (siehe Abb. 9). 

Abbildung 9. Welche Maßnahmen sollten ergriffen werden, um internationalen Studierenden und 

Absolvent:innen europäischer Hochschulen den Eintritt in den europäischen Arbeitsmarkt zu 

erleichtern? 
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Quelle: Eigene Darstellung.  

Unter den verschiedenen Gruppen von Migrant:innen stehen Geflüchtete und andere Menschen mit 

Fluchterfahrung vor besonders großen Herausforderungen. Ihre wirtschaftliche Integration gestaltet 

sich oft schwieriger als die von Personen, die freiwillig im Rahmen von Arbeitsmigration nach Europa 

kommen. 

Daher fragten wir die Teilnehmenden, welche Maßnahmen die sozioökonomische Integration von 

Geflüchteten in der EU am wirksamsten unterstützen könnten. Die wichtigste Erkenntnis: Die 

Befragten betonten die Notwendigkeit, Geflüchteten so früh wie möglich Zugang zum Arbeitsmarkt 

zu ermöglichen. Darüber hinaus wurde hervorgehoben, dass Berufsausbildung und 

beschäftigungsbezogene Unterstützung von Anfang an angeboten werden sollten – also bereits ab 

dem Zeitpunkt, an dem eine Person internationalen Schutz beantragt (siehe Abb. 10). 

Abbildung 10. Welche Maßnahmen fördern die wirtschaftliche Integration und Nutzung des Potenzials 

von Personen mit internationalem Schutzstatus in der EU? 
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Quelle: Eigene Darstellung. 
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